
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
 

E i n l a d u n g
 
Gremium: Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen - öffentlich 
Sitzungstermin: Montag, 14.01.2008, 16:00 Uhr 
Ort, Raum: Neue Aula, KGS Rastede, Wilhelmstraße 5, 26180 Rastede 
 
 

Rastede, den 03.01.2008  
 
1. An die Mitglieder des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
2. nachrichtlich an die übrigen Mitglieder des Rates 
 
 
Hiermit lade ich Sie im Einvernehmen mit dem Ausschussvorsitzenden zu einer Sitzung 
mit öffentlichen Tagesordnungspunkten ein. 
 
 

Tagesordnung: 
 

Öffentlicher Teil 
 
TOP 1 Eröffnung der Sitzung 

 
TOP 2 Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Beschlussfähigkeit und 

der Tagesordnung 
 

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung vom 10.12.2007 
 

TOP 4 Raumordnungsverfahren zur Küstenautobahn A22 - Stellungnahme der 
Gemeinde Rastede 
Vorlage: 2007/278 
 

TOP 5 2. Änderung Bebauungsplan 33 B - Gewerbegebiet Neusüdende (Klein 
Feldhus) 
Vorlage: 2007/256 
 

TOP 6 40. Änderung des Flächennutzungsplanes - Beachclub Nethen 
Vorlage: 2007/260 
 

TOP 7 Änderung der Nutzung des Sandweges parallel zur Straße Am Denkmal, 
Antrag der SPD-Fraktion 
Vorlage: 2007/269 
 

TOP 8 Aufstellsysteme für Veranstaltungstafeln 
Vorlage: 2007/284 
 



 
TOP 9 Schließung der Sitzung 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
gez. Decker 
Bürgermeister 



 
 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2007/278 
freigegeben am 12.12.2007 
 
GB 3 Datum: 19.12.2007 
Sachbearbeiter/in: Herr Guido Zech  
 
Raumordnungsverfahren zur Küstenautobahn A22 - Stellungnahme der 
Gemeinde Rastede 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 14.01.2008 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 22.01.2008 Verwaltungsausschuss 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 

Die Stellungnahme der Gemeinde Rastede gemäß Anlage 1 zu dieser Vorlage wird be-
schlossen. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 

1. Einleitung: 
 
Das Niedersächsische Ministerium für den ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz als Planungsträger der Küstenautobahn hat die Gemeinde Rastede 
als Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme bezüglich des Raumordnungsver-
fahrens zur Küstenautobahn A 22 gebeten. Diese Frist endet am 15.01.2008. 
 
Das Raumordnungsverfahren dient zeitgleich der Unterrichtung der Öffentlichkeit, im 
Rahmen derer Bürger bis einschließlich 03.12.2007 die Unterlagen im Rasteder Rathaus 
einsehen und bis einschließlich 17.12.2007 eine Stellungnahme dazu abgeben konnten. 
Hiervon haben mittlerweile 150 Bürger der Gemeinde Rastede Gebrauch gemacht. Die bis 
Redaktionsschluss vorliegenden Schriftstücke wurden den Ratsmitgliedern bereits per 
Mail übersandt. 
 
Die Gemeinde hat diese Stellungnahmen an die Regierungsvertretung Lüneburg weiter-
geleitet und die Bürger hierüber schriftlich informiert. 
 
Die A22 ist seit dem 4.10.2004 im Bedarfsplan des Bundes für Bundesfernstraßen ent-
halten und wird dort gegenwärtig im „weiteren Bedarf mit Planungsrecht“ geführt. 



 
Gemäß des Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes kann die Gemeinde als Ver-
fahrensbeteiligte eine Stellungnahme abgeben. Tut sie dies nicht, so kann der Planungs-
träger davon ausgehen, dass das Vorhaben mit den von der Gemeinde wahrzunehmenden 
öffentlichen Belangen in Einklang steht. 
 
Das Raumordnungsverfahren dient dazu, mögliche Raumwiderstände im Untersuchungs-
korridor zu erkennen und auszuräumen. In diesem Zusammenhang hat der Planungsträger 
bereits bei der Variantenuntersuchung auf die offenkundigen Konfliktpotenziale wie be-
deutsame Brut- und Rastvogelgebiete, FFH-Gebiete und größere Siedlungslagen (z. B. 
Hauptort Rastede, Varel, Bockhorn, Wiefelstede) sowie Wasserschutzgebiete (nördl. 
Wiefelstede) Rücksicht genommen.  
 
Im Rahmen der Untersuchung der vier Trassenvarianten wurde im Rahmen der Umwelt-
verträglichkeitsstudie anhand von Schutzgütern zunächst eine Bewertung vorgenommen. 
 
Untersucht und bewertet wurden: 

• Schutzgut „Menschen einschließlich der menschlichen Gesundheit“ 
• Schutzgut „Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt“ 
• Schutzgut „Boden“ 
• Schutzgut „Wasser“ 
• Schutzgut „Landschaft“ 
• Schutzgut „Kultur- und sonstige Sachgüter“ 

 
In einem zweiten Schritt wurden die eigenständigen Fachgutachten zu den Belangen 
Landwirtschaft, Kulturlandschaft und Archäologie einbezogen, sodass alle sogenannten 
„Raumwiderstände“ beurteilt werden konnten. 
 
Hinweis: Sämtliche Unterlagen zum Raumordnungsverfahren sind auch auf den Internet-
seiten http://www.kuestenautobahn.info und http://www.entera-online3.de/031_a22 zu 
finden.  
 
Die Fraktion Bündnis90/Die Grünen hat am 27.11.2007 den Antrag (s. Anlage 2) gestellt, 
dass die Gemeinde Rastede in ihrer Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren den Bau 
der A22 generell ablehnen möge. 
 

2. Rückblick: 
 
Anfang 2006 hat die Gemeinde im Vorverfahren der jetzigen Planung eine Stellungnahme 
abgegeben. Auf die Vorlage 2006/049 –„Planung der Küstenautobahn A 22“ 
(BauPlUmStA 06.04.2006 und Verwaltungsausschuss am 24.04.2006), die dieser Vorlage 
inklusive ihrer Anlagen als Anlage 9 beigefügt ist, wird an dieser Stelle verwiesen. Die 
dort gemachten Aussagen werden in der beigefügten Stellungnahme –soweit notwendig – 
wiederholt und um neue Erkenntnisse erweitert. 
 

3. Beschreibung der Trassen und ihrer Auswirkungen auf die Gemeinde 
Rastede 

 
Alle Trassen wirken sich, wenn auch sehr unterschiedlich, auf das Straßennetz der Ge-
meinde Rastede aus. Zu nennen ist hier auch die B211, deren Verkehre sich je nach 
Variante unterschiedlich stark auf die A22 verlagern würden (siehe Tabelle 1).  

http://www.kuestenautobahn.info/
http://www.entera-online3.de/031_a22


 
In der verkehrlichen Begutachtung wurde im Hinblick auf die Auswirkungen der A22 auf 
die Verkehre im Bereich der Ortsdurchfahrt Hahn-Lehmden auf der Wilhelmshavener 
Straße (L825) von einer falschen Ist-Zahl ausgegangen. Die Gutachten gehen von einer 
gegenwärtigen Belastung von 500 Kfz/24h aus. Die der Verwaltung bekannten Zahlen 
jüngerer Verkehrszählungen haben hier jedoch ca. 7.500 Kfz/24h ergeben. Die in dem 
Verkehrsgutachten genannten Zahlen von 500 Kfz/24h werden daher angezweifelt, 
ebenso die sich aus dieser falschen Grundlage ergebenden Schlüsse für das weitere Ver-
kehrsnetz.  
 
 
a) Variante West 1 

 
Die Variante West 1 verläuft (von Ost nach West) von Jaderaußendeich nördlich an 
Jaderberg vorbei und knickt dort in nordwestlicher Richtung ab und verläuft dann gerade 
nach Westen, nördlich an Neuenwege vorbei. Diese Variante befindet sich als einzige der 
4 näher untersuchten Varianten nicht im Gemeindegebiet Rastede. Eine direkte Be-
troffenheit der Gemeinde ist daher insoweit nicht gegeben. Jedoch sind die indirekten 
Auswirkungen ebenfalls zu berücksichtigen. Positiv zu vermerken ist, dass die vor-
handene Autobahnanschlussstelle (AS) Jaderberg (AS 10 der A29) erhalten bliebe. 
  
Eine Steigerung der gewerblichen Lagegunst im Bereich Wapeldorf, die den nördlichen 
Gemeindeteil nachhaltig positiv beeinflussen könnte, würde durch die große Entfernung 
zur A 22 (ca. 4 km) nicht so hoch ausfallen wie bei der Variante West 2, sofern die AS 
10, Jaderberg, dort erhalten bliebe. Sollte diese wegfallen, so ist hier kein wesentlicher 
Unterschied in der Steigerung der gewerblichen Lagegunst zwischen den Varianten West 
1 und West 2 erkennbar. 
 
Zudem ergibt die verkehrliche Begutachtung eine Zunahme des „Schleichverkehrs“ durch 
die Ortsdurchfahrt Hahn-Lehmden auf der Wilhelmshavener Straße (L 825) im Jahre 
2020 von +1.100 Kfz/24 h. 
 
Die Variante West 1 wird allerdings seitens des Planungsträgers selbst aufgrund 
schlechter Bewertungen bei den Raumordnungsbelangen „Raum- und Siedlungsstruktur“, 
„Gewerbe- und Fremdenverkehr“, „Landwirtschaft“ und „Forstwirtschaft“ als ungeeignet 
eingestuft. 
 
b) Variante West 2 (Vorzugsvariante) 
 
Die Variante West 2 wird seitens des Planungsträgers als Vorzugsvariante gesehen, da sie 
aus Sicht des Planungsträgers eine ausgeglichene und geeignete Variante ist. Sie verläuft 
(von Ost nach West) von Jaderaußendeich nördlich an Jaderberg vorbei und knickt dort in 
südwestlicher Richtung ab, ehe sie auf dem Gebiet der Gemeinde Rastede die A29 nörd-
lich der AS 10, Jaderberg, kreuzt. Von diesem Kreuzungspunkt aus gibt es drei Unter-
varianten (346, 311, 328).  
 
Durch den vorgesehenen Wegfall der AS 10, Jaderberg, werden auf der Wilhelmshavener 
Straße (L 825) im Bereich der Ortsdurchfahrt Hahn-Lehmden im Jahre 2020 3.500 Kfz 
mehr erwartet, als dies heute der Fall ist. Sollte die AS 10 beibehalten werden, so dürften 
die hier prognostizierten Schleichverkehre durch Hahn-Lehmden Richtung Jaderberg 
nahezu entfallen.  



 
Die Variante West 2 hätte positiven Einfluss auf die Verkehrsbelastung an der 
Raiffeisenstraße zwischen der AS 12, Rastede, und Nuttel, da dort von 3.300 Kfz weniger 
ausgegangen wird.  
 
- Untervariante 328  
Die Untervariante 328 ist die südlichste der drei Untervarianten. Hierbei handelt es sich 
um die Vorzugsvariante. Sie würde das Rasteder Gemeindegebiet im Gegensatz zu den 
anderen beiden auf einer größeren Strecke durchschneiden und unter Wegfall der AS 10 
eine neue Anschlussstelle im Kreuzungsbereich der Wapeldorfer Straße (L 820) bilden.  
 
Die AS 10 wurde erst 1991 fertig gestellt. Die vorhandenen Siedlungs- und Gewerbe-
strukturen haben sich seit dieser Zeit auf die Existenz dieser Anschlussstelle eingestellt. 
Eine Verlagerung dieser Anschlussstelle zum künftigen Kreuzungsbereich der A22 mit 
der Wapeldorfer Straße (L 820) würde diese gewachsenen Strukturen unnötigerweise be-
einträchtigen. Auch die mit der neuen Anschlussstelle im Kreuzungsbereich der A22 mit 
der Wapeldorfer Straße (L 820) verbundenen lärm- und verkehrstechnischen Beein-
trächtigungen ließen sich durch die Beibehaltung der jetzigen AS 10, Jaderberg, wesent-
lich geringer halten als bei einem Wegfall derselben. 
 
Daneben erfordert auch das Interesse der Gemeinde Rastede an einer wirtschaftlichen 
Entwicklung des Rasteder Nordens den Erhalt der AS 10, Jaderberg. Sollte der Erhalt der 
jetzigen Anschlussstelle bei der Untervariante 328 verkehrstechnisch unmöglich sein, so 
wäre diese Variante gegenüber den nachfolgend beschriebenen immer noch vorteilhafter 
für die Gemeinde Rastede, da ansonsten der Ortsteil Wapeldorf seine Anbindung an die 
Autobahnen vollständig verlieren würde.  
 
- Untervariante 311 und 346  
Die Untervarianten 311und 346 weisen eine ähnliche Beeinträchtigung des Rasteder Ge-
meindegebietes auf, führen jedoch zu keiner adäquaten Ersatzanschlussstelle für die weg-
fallende. Die Gemeinde wäre im nördlichen Bereich bei diesen Untervarianten direkt 
weder an die A29 noch an die A22 angeschlossen und würde somit eine Anschlussstelle 
verlieren, gleichwohl aber hohe Belastungen zu tragen haben.  
 
Eine neue Anschlussstelle läge bei den Untervarianten 311 und 346 erst südlich bzw. 
nördlich von Conneforde. Bei diesen beiden Untervarianten würden sich die Fahrzeit und 
Fahrentfernung für die Rasteder Bevölkerung im Norden der Gemeinde erheblich ver-
größern, da erst im Osten im Bereich Jaderaußendeich eine nächste Anschlussstelle ge-
schaffen würde. 
 
Diese Untervarianten sind daher für die Gemeinde Rastede nur dann tragbar, wenn die 
AS Jaderberg beibehalten würde. 
 
Die Variante West 2 dürfte insgesamt, sofern die AS Jaderberg (A29) erhalten 
bleibt, im Vergleich zu den Varianten 3 und 4 den geringsten negativen Einfluss 
haben, da hier auf Rasteder Gebiet kaum Besiedlung existiert, allenfalls vereinzelte 
Häuser. Sie ist daher unabhängig von der Wahl der Untervariante die geeigneteste 
Variante. 



 

c) Variante West 3 
 

Die Variante West 3 verläuft (von Ost nach West) von Neustadt Richtung Südwesten 
über Südbollenhagen durch Lehmdermoor Richtung Westen durch den Hahner Busch 
und trifft nordwestlich der Nethener Seen auf die A29. Von hier verläuft die Trasse 
Richtung Westen nördlich am Seepark Lehe vorbei.  
 
Die Nähe zu den in Lehmdermoor vorhandenen Siedlungsbereichen hat große Aus-
wirkungen auf die Rasteder Bevölkerung in Lehmdermoor und Delfshausen. Hier 
würden wichtige Flächen großer landwirtschaftlicher Betriebe zerschnitten. Zudem 
dürften in den durch die Trasse zu überwindenden Moorgebieten erhebliche Probleme 
bei der Bodenauskofferung und der damit einhergehenden Wasserhaltung verbunden 
sein, die die dortigen auf Holzrammpfählen gegründeten Gebäude durch Wasserent-
zug in ihrer Standsicherheit nachteilig beeinträchtigen können. Zur Beurteilung dieser 
nachteiligen Auswirkungen ist ein aussagekräftiges hydrologisches Gutachten 
zwingend erforderlich. 
 
Diese Trasse zerschneidet außerdem die wertvolle Waldfläche Hahner Busch mit 
seinem kulturhistorisch bedeutsamen Denkmal „Gut Hahn“. Dieser strukturreiche 
Wald stellt ein wertvolles Brutvogelhabitat für die Vogelarten Schwarz- und Mittel-
specht dar, die eine erhebliche Verkleinerung ihres Lebensraumes erfahren würden. 
 
Westlich der Autobahn plant die Gemeinde Rastede zwischen den Straßen Bekhauser 
Esch und Bekhausermoorweg eine Straße für die Erschließung des dortigen Sand-
abbaus (sog. Bürgermeistertrasse). Diese Straße würde durch die A22 durchkreuzt 
und wäre somit - soweit sie dann überhaupt noch realisierbar ist - technisch erheblich 
aufwendiger zu planen. Auch könnte der Bodenabbau als Ziel des Landesraum-
ordnungsprogrammes nur eingeschränkt durchgeführt werden. 
  
Das Schutzgut Wasser würde durch die Überschreitung der Rehorner Bäke als Fließ-
gewässer mit sehr hoher Bedeutung im Bereich Liethe beeinträchtigt. Die Bäke 
müsste nachhaltig verändert, gegebenenfalls sogar verlegt werden. 
 
Bei der Variante West 3 werden auf der Wilhelmshavener Straße (L825) im Bereich 
der Ortsdurchfahrt Hahn-Lehmden im Jahre 2020 300 Kfz/24 h mehr erwartet, als 
dies heute der Fall ist.  
 
Daneben bedeutet die prognostizierte Zunahme auf der A29 zwischen der AS Rastede 
und dem Autobahnkreuz Oldenburg-Nord für einen großen Siedlungsbereich entlang 
der A29 (insbesondere Kleinenfelde, Leuchtenburg und Südende) eine ganz erheb-
liche Zunahme der Lärmbelastungen, die die Gemeinde nachhaltig negativ in ihren 
weiteren Entwicklungsmöglichkeiten als Mittelzentrum einschränken würde. Diese 
Verkehre entstünden aus dem Raum Oldenburg, die nun anstelle über Bremen den 
Weg zum neuen Autobahnkreuz suchen würden, um in Richtung Hamburg zu ge-
langen. 

 
d) Variante West 4 

 
Die Variante West 4 verläuft von Osten kommend zunächst ähnlich wie die Variante 
West 3, ehe sie in Lehmdermoor nach Süden abknickt, unmittelbar östlich des Wind-
parks Liethe verlaufend die Oldenburger Straße in Höhe Stellmoorweg kreuzt und 
über ein neues Kreuz in Hostemost westlich an Bokelerburg vorbei Richtung Westen 
folgt. 



 
Im Bereich Bokelerburg befindet sich die archäologisch bedeutsame mittelalterliche 
Ringwallanlage „Bokelerburg“ als bedeutendes Schutzgut, die durch diese Trassen-
führung beeinträchtigt würde. Diese Variante ist für die Gemeinde Rastede die denk-
bar ungünstigste, da neben den Siedlungen im Bereich Delfshausen und 
Lehmdermoor auch der nördliche Ortsrand Rastedes unmittelbar betroffen wäre 
(vergl. Variante West 3). Daneben würde die jetzige AS Rastede zugunsten einer 
neuen Anschlussstelle, Höhe der Straße Zur Bokelerburg, entfallen. 
 
Dem nach wie vor prosperierenden Mittelzentrum Rastede würden wichtige Er-
weiterungsflächen für weitere Siedlungsflächen im Norden des Hauptortes ge-
nommen. Zudem würden wesentliche Teile der nördlichen Siedlungslagen durch die 
Variante West 4 mit zusätzlichem Lärm verschattet werden, was Rastede in seiner 
Funktion als Luftkurort und Wohnstandort nachteilig beeinträchtigen würde. Es ist 
fraglich, ob die für die Bezeichnung „Luftkurort“ obligatorisch durchzuführenden 
Luftreinheitsmessungen auch dann noch zu entsprechenden Ergebnissen führen 
würden, die die Bezeichnung „Luftkurort“ dauerhaft sichern. Die Gemeinde be-
fürchtet hierdurch erheblich touristische Nachteile. 
 
Durch den Wegfall der AS Rastede würde das Mittelzentrum Rastede zudem die 
wichtige verkehrliche Nähe zur A 29 verlieren, deren Erreichen erst durch umständ-
liches Durchqueren des neuen Autobahnkreuzes Rastede-Nord gewährleistet wäre. 
Außerdem wird befürchtet, dass die Oldenburger Straße (K 131) zwischen Rastede 
und Wahnbek bis hin nach Oldenburg aufgrund des Wegfalls der AS Rastede erheb-
lich durch Schleichverkehre belastet würde. Hierzu wird in den verkehrlichen Unter-
lagen bislang nichts ausgesagt. Bezüglich der Auswirkungen der Variante West 4 auf 
die Oldenburger Straße werden daher ergänzende gutachterliche Aussagen gefordert.  
 

4. Zusammenfassung der verkehrlichen Auswirkungen 
 

Tabelle 1: 
Lage Verkehr 

2005 
(Kfz/24h)

Verkehr 
2020 
(Kfz/24h)

VAR1 
(Kfz/24h)

VAR2 
(Kfz/24h)

VAR3 
(Kfz/24h) 

VAR4 
(Kfz/24h)

L825 OD Hahn-
Lehmden (Whv-
Straße) 

500* 900* +1.100 +3.500 +300 +100

L825 OD Wiefel-
stede (Raiffeisen-
str. westl. der A29) 

7.400 7.500 0 -3.300 -800 +700

K133 OD Rastede 
West (Raiffeisen-
str. östl. der A29) 

12.000 15.200 -100 -400 0 -
10.800**

B211 OD Mittelort 11.200 2.600*** -1.600 -1.700 -2.400 -2.500
A29 zw. AS Rast-
ede und AK OL-
Nord 

k. A. 55.900 +2.200 +4.100 +9.400 +4.300

*  diese Zahlen sind zweifelhaft und bedürfen der Überprüfung 
** es sind die Auswirkungen auf die Oldenburger Straße (Schleichverkehre zw. 

Rastede und Wahnbek) zu untersuchen. 
*** massive Reduzierung durch geplanten Bau Wesertunnel Bremen-Strom und 

B212neu: ohne diesen Ausbau läge die Zahl bei 11.600 Kfz/24h 
 



5. Ausblick 
 
Nach Durchführung des Raumordnungsverfahrens wird der landesplanerisch festgestellte 
Verlauf der A22 noch einmal überprüft und einer erneuten Umweltrisikoabschätzung 
unterzogen. Darauf wird seitens des Landes der Antrag auf Linienbestimmung beim 
Bundesverkehrsminister gestellt. Auf dieser Grundlage wird der Vorentwurf der Trasse 
erstellt, nach dessen Genehmigung das detailorientierte Planfeststellungsverfahren ge-
startet wird. Im Rahmen dessen werden alle Träger öffentlicher Belange (auch die Ge-
meinde Rastede), alle Verbände und auch alle von der konkreten Trasse betroffenen 
Privatpersonen beteiligt. Nach Durchführung dieses Planfeststellungsbeschlusses und 
dessen Unanfechtbarkeit ist die rechtliche Grundlage zum Baubeginn der Autobahn ge-
geben. 

 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Keine. 
 
 
Anlagen:
 

1. Entwurf der Stellungnahme der Gemeinde Rastede 
2. Antrag Fraktion Bündnis90-Die Grünen vom 27.11.2007 
3. Karte1-Übersicht Trassen und Gemeinden 
4. Karte2-Variante West1 
5. Karte3-Variante West2 
6. Karte4-Variante West3 
7. Karte5-Variante West4 
8. Karte6-Detailplan aller Varianten 
9. Vorlage 2006/049 mit Anlagen 

 



 
Entwurf einer Stellungnahme zum Raumordnungsverfahren 
 
Raumordnungsverfahren für die geplante Küstenautobahn A22 Westerstede (A28) - Droch-
tersen (A20, Elbquerung); Stellungnahme der Gemeinde Rastede 
 
Die Gemeinde Rastede hatte im Vorverfahren bereits eine Stellungnahme als Trägerin öffentlicher 
Belange abgegeben. Hierauf wird an dieser Stelle noch einmal Bezug genommen. Daneben wird 
folgendes ausgeführt: 
 
Die Gemeinde Rastede begrüßt grundsätzlich den Bau der Küstenautobahn A 22 und ver-
spricht sich damit neben einer besseren verkehrlichen Anbindung an den Großraum Ham-
burg eine wirtschaftliche Belebung des westlichen Weser-Raumes. 
 
Die Gemeinde Rastede präferiert die Variante 2 unter Erhalt der Anschlussstelle (AS) 10, Ja-
derberg, im Zuge der A 29. 

 
Vorab ist festzustellen, dass in der verkehrlichen Begutachtung im Hinblick auf die Auswirkungen 
der A 22 auf die Verkehre im Bereich der Ortsdurchfahrt Hahn-Lehmden auf der Wilhelmshavener 
Straße (L 825) aus Sicht der Gemeinde von einer falschen Ist-Zahl ausgegangen wurde. Die Gut-
achten gehen von einer gegenwärtigen Belastung von 500 Kfz/24h aus. Die der Verwaltung be-
kannten Zahlen jüngerer Verkehrszählungen haben hier jedoch ca. 7.500 Kfz/24h ergeben. Die in 
dem Verkehrsgutachten genannten Zahlen von 500 Kfz/24h werden daher angezweifelt, ebenso die 
sich aus dieser falschen Grundlage ergebenden Schlüsse für das weitere Verkehrsnetz. Das Ver-
kehrsgutachten ist in diesen Punkten zu überprüfen. 
 
 
Zu den einzelnen Varianten nehme ich wie folgt Stellung: 
 

Variante West 1 
 
Diese Variante befindet sich als einzige der vier näher untersuchten Varianten nicht im Ge-
meindegebiet Rastedes. Eine direkte Betroffenheit der Gemeinde ist daher insoweit nicht ge-
geben.  
 
Variante West 2 
 

- Die bisherigen Überlegungen der Gemeinde gingen davon aus, dass die AS 10, Jader-
berg, trotz des neuen Autobahnkreuzes erhalten bleibt.  
 

- Je nach Untervariante (346, 311, 328) werden unter Wegfall der AS 10 westlich der A 
29 verschiedene neue Anschlussstellen geschaffen, während alle Varianten östlich Ja-
derberg (Jaderaußendeich) eine neue AS an der A 22 vorsehen. Unabhängig von der ge-
wählten Untervariante fordert die Gemeinde Rastede den Erhalt der AS Jaderberg im 
Zuge der A 29. Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass sich auch die Nachbar-
gemeinde Jade (Landkreis Wesermarsch) für den Erhalt der Anschlussstelle Jaderberg 
ausgesprochen hat, insbesondere, um die drohenden Schleichverkehre durch Jaderberg 
zu vermeiden. 
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- Die Untervariante 328 würde das Rasteder Gemeindegebiet im Gegensatz zu den ande-
ren beiden auf einer größeren Strecke durchschneiden. Die AS 10 wurde erst 1991 fer-
tiggestellt. Die vorhandenen Siedlungs- und Gewerbestrukturen haben sich seit dieser 
Zeit auf die Existenz dieser Anschlussstelle eingestellt. Eine Verlagerung dieser An-
schlussstelle zum künftigen Kreuzungsbereich der A 22 mit der Wapeldorfer Straße (L 
820) würde diese gewachsenen Strukturen unnötigerweise beeinträchtigen. Auch die mit 
dieser neuen Anschlussstelle verbundenen lärm- und verkehrstechnischen Beein-
trächtigungen der Wapeldorfer Bevölkerung ließen sich durch die Beibehaltung der 
jetzigen AS Jaderberg wesentlich geringer halten als bei einem Wegfall derselben. 
 

- Die beiden anderen Untervarianten 346 und 311 sorgen durch die große Entfernung der 
neuen, westlich der A 29 liegenden Anschlussstellen (südlich bzw. nördlich Conneforde) 
für erheblich verlängerte Fahrwege der nördlichen Rasteder Bevölkerung.  

 
- Die Gemeinde Rastede hat großes Interesse an einer wirtschaftlichen Entwicklung des 

Rasteder Nordens, die nur durch die Beibehaltung der AS 10 möglich wäre. Daneben 
dürfte die Beibehaltung der Anschlussstelle die im Verkehrsgutachten angenommenen 
Schleichverkehre durch Lehmden und Jaderberg ganz erheblich niedriger ausfallen las-
sen, wenn nicht gar vollständig verhindern. 
 
 

Variante West 3 
 

- Die Variante West 3 verläuft in Lehmdermoor und Delfshausen durch großräumige 
Siedlungsbereiche der Gemeinde Rastede. Die Nähe zu den vorhandenen Wohn-
siedlungen hat große nachteilige Auswirkungen auf die Rasteder Bevölkerung. 
 

- Gerade in diesen Bereichen würden Flächen großer landwirtschaftlicher Betriebe zer-
schnitten. Zudem dürften in den durch die Trasse zu überwindenden Moorgebieten er-
hebliche Probleme bei der Bodenauskofferung und der damit einhergehenden Wasser-
haltung verbunden sein. Zur abschließenden Beurteilung dieser nachteiligen Aus-
wirkungen ist ein aussagekräftiges hydrologisches Gutachten zwingend erforderlich. 
 

- Diese Trasse zerschneidet außerdem die wertvolle Waldfläche Hahner Busch mit seinem 
kulturhistorisch bedeutsamen Denkmal „Gut Hahn“. Dieser strukturreiche Wald stellt ein 
wertvolles Brutvogelhabitat für die Vogelarten Schwarz- und Mittelspecht dar, die durch 
die Trassenvariante 3 eine erhebliche Verkleinerung ihres Lebensraumes erfahren wür-
den. 
 

- Westlich der Autobahn plant die Gemeinde Rastede zwischen den Straßen Bekhauser 
Esch und Bekhausermoorweg eine Straße für die Erschließung des dortigen Sandabbaus 
(sog. Bürgermeistertrasse). Diese Straße würde durch die A22 durchkreuzt und wäre 
somit erheblich aufwendiger zu planen. Dieses würde zu einer eingeschränkten Um-
setzung des Zieles des Landesraumordnungsprogramms führen. 
 

- Das Schutzgut Wasser würde durch die Querung der Rehorner Bäke als Fließgewässer 
mit sehr hoher Bedeutung im Bereich Liethe beeinträchtig. Die Bäke müsste nachhaltig 
verändert, gegebenenfalls sogar verlegt werden. 
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- Die prognostizierte Zunahme der Verkehre auf der A 29 zwischen der AS Rastede und 
dem Autobahnkreuz Oldenburg-Nord würde für einen großen Siedlungsbereich entlang 
der A 29 (insbesondere Kleinenfelde, Leuchtenburg und Südende) eine erhebliche Zu-
nahme der Lärmbelastungen bedeuten, die die Gemeinde nachhaltig negativ in ihren 
weiteren Entwicklungsmöglichkeiten als Mittelzentrum einschränken würde. Die ein-
geschränkte Entwicklungsmöglichkeit des Mittelzentrum Rastede macht die der Ge-
meinde Rastede im Landesraumordnungsprogramm zugewiesene Aufgabe als Wohn- 
und Wirtschaftsstandort zu wirken nahezu unmöglich, da Rastede bereits heute durch die 
vorhandene A 29, diverse Landschaftsschutzgebiete, sowie die Bahnstrecke Oldenburg-
Wilhelmshaven in seiner Entwicklung ganz erheblich eingeschränkt ist. 
 

- Aus den vorstehenden Gründen lehnt die Gemeinde Rastede die Variante West 3 ab. 
 

Variante West 4 
 

- Die Nähe zu den vorhandenen Wohnsiedlungen hat große nachteilige Auswirkungen auf 
die Rasteder Bevölkerung. Auch in diesen Bereichen würden Flächen großer landwirt-
schaftlicher Betriebe zerschnitten. Zudem dürften in den durch die Trasse zu über-
windenden Moorgebieten erhebliche Probleme bei der Bodenauskofferung und der damit 
einhergehenden Wasserhaltung verbunden sein. Auf die Ausführungen zu diesem Thema 
zur Variante West 3 wird verwiesen.  
 

- Zusätzlich zu den o.g. Beeinträchtigungen würde der nördliche Ortsrand des Hauptortes 
Rastede durch den Trassenverlauf betroffen sein. Es ist fraglich, ob die für die Be-
zeichnung „Luftkurort Rastede “ obligatorisch durchzuführenden Luftreinheits-
messungen auch dann noch zu entsprechenden Ergebnissen führen würden, die die Be-
zeichnung „Luftkurort“ dauerhaft sichern. Die Gemeinde befürchtet hierdurch erheblich 
touristische Nachteile. 
 

- Im Bereich Bokelerburg befindet sich die archäologisch bedeutsame mittelalterliche 
Ringwallanlage „Bokelerburg“ als bedeutendes Schutzgut, die durch diese Trassen-
führung beeinträchtigt würde. 
 

- Durch den Wegfall der AS Rastede und der Neuanlage einer AS im Bereich Bokelerburg 
würde das Mittelzentrum Rastede zudem die wichtige verkehrliche Nähe zur A 29 ver-
lieren, deren Erreichen erst durch umständliches Durchqueren des neuen Autobahn-
kreuzes Rastede-Nord gewährleistet wäre. Die Fahrtzeiten erhöhen sich ganz erheblich. 
Deswegen wird befürchtet, dass die Oldenburger Straße (K 131) zwischen Rastede und 
Wahnbek bis hin nach Oldenburg aufgrund des Wegfalls der AS Rastede erheblich durch 
Schleichverkehre belastet wird. Hierzu wird in den verkehrlichen Untersuchungen bis-
lang nichts ausgesagt. Bezüglich dieser Auswirkungen auf die Oldenburger Straße (K 
131) werden daher ergänzende gutachterliche Aussagen gefordert. Es wird befürchtet, 
dass die K 131 mit mehr als 20.000 Kfz/24h belastet würde und damit überlastet würde. 
 

- Die eingeschränkte Entwicklungsmöglichkeit des Mittelzentrums Rastede macht die der 
Gemeinde Rastede im Landesraumordnungsprogramm zugewiesene Aufgabe als Wohn- 
und Wirtschaftsstandort zu wirken nahezu unmöglich, da Rastede bereits heute durch die 
vorhandene A 29, diverse Landschaftsschutzgebiete, sowie die Bahnstrecke Oldenburg-
Wilhelmshaven in seiner Entwicklung ganz erheblich eingeschränkt ist. Durch diese 
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Einschränkungen ist gerade der nördliche Siedlungsrand sowohl für die gewerbliche 
Entwicklung westlich der A 29 als auch der für die wohnbauliche Entwicklung östlich 
der A 29 außerordentlich beeinträchtigt. 
 

- Aus den vorstehenden Gründen lehnt die Gemeinde Rastede die Variante West 4 ab. 
 

 
 



 
 
 

       
  
 
 

Stellungnahme der Gemeinde Rastede im Raumordnungsverfahren zur A22 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Decker, 

 

im Namen der Ratsfraktion beantrage ich, den Gremien die folgende Stellungnahme zum ROV 
zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen: 

 

„Die Gemeinde Rastede ist von der Planung für die sog. „Küstenautobahn“ A22 stark betroffen, 
da zwei der möglichen Haupttrassen auf dem Gebiet der Gemeinde liegen.  

Die raumordnerische Planung eines solchen Großinfrastrukturprojektes mit den unbestreitbar 
damit einhergehenden negativen Auswirkungen auf  Lebensqualität und Gesundheit , Natur, 
Landschaft  und mittelständische Wirtschaft auf dem Gebiet der Gemeinde –egal auf welcher 
der bisher untersuchten Trassen- steht den mittel- und langfristigen Entwicklungszielen der 
Gemeinde unter dem Leitbild „Residenzort Rastede“   nicht nur entgegen, sondern behindert 
sie.  

Die  Gemeinde Rastede ist bisher gekennzeichnet ist  von einer hohen Lebensqualität, einer 
prosperierenden mittelständischen Wirtschaft und einem damit einhergehenden Arbeitsmarkt, 
der durch unterdurchschnittliche Arbeitslosigkeit gekennzeichnet ist, einem sich positiv 
entwickelnden „sanften“ Tourismus mit weiterem Entwicklungspotenzial sowie einer sehr guten 
verkehrlichen Infrastruktur, die ihresgleichen sucht. 

 

 

 

 

Gemeinde Rastede 
Herrn Bgm. 
Dieter Decker 
Rathaus 
26180 Rastede 
 
 
 
 

 

Gemeinderatsfraktion 
Gerd Langhorst 

 
Seilerweg 20 

26180 Rastede-Südende 
 Telefon: 04402 /3306 

Fax: 04402 /51230 
Mobil:  0160 97749467 

Email: gerd@langhorst.eu  
www.gruene-rastede.de   

 
 

 
 
 

Südende, den 27.11.2007 
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Aktuelle Infos und Termine immer unter www.gruene-rastede.de 

 

http://www.gruene-rastede.de/
http://www.gruene-rastede.de/
Kobbe
Textfeld
Anlage 2 zu Vorlage 2007/278



 2 

Konkret zu erwarten sind durch den Bau der A22: 

 Zusätzliche Umweltbelastungen durch Lärm, Feinstaub und Luftschadstoffe mit den 
entsprechenden Auswirkungen auf die Gesundheit;  

(Wir verweisen auf die Autobahn A 29, die seit 1976 das Gemeindegebiet zerschneidet 
und im Bereich des Mittelzentrums Rastede sowie in Hahn/Lehmden und in Wapeldorf 
ohne Lärmschutz einen breiten Korridor mit Lärm überzieht und deswegen dort eine  
sinnvolle bauliche Erweiterung verhindert. Für den Nordbereich der Gemeinde gilt, 
dass sich die vorhandenen  Lärm- und Abgasmengen  durch den Bau der A22 
in Wapeldorf weiter steigern würden. Der dort erforderlich werdende Bau 
eines Autobahnkreuzes bedeutet für Wapeldorf eine so starke Belastung, 
dass diese Ortschaft für Wohnzwecke nicht mehr geeignet wäre. 

 Die sog. Südtrasse verläuft nah am Mittelzentrum Rastede und wird ebenfalls 
zu einer höheren Emissionsbelastung  mit ebenfalls negativen Folgen für eine 
Weiterentwicklung des Ortes und an der Trasse liegenden Bauernschaften 
führen); 

 weitere Zunahme des Individualverkehrs („Wer zusätzliche Straßen baut, wird noch 
mehr Verkehr ernten“); 

 Zerschneidungen intakter dörflicher Strukturen 

 Eine höhere Verkehrsbelastung auf zukünftig zu Zubringerstraßen zur A22 werdenden 
Straßen; 

 Der weitere Verlust an bisher noch wenig belasteten Naturräumen, damit einhergehend 
ein Attraktivitätsverlust für die Naherholung der Einwohner sowie für Touristen, die die 
Gemeinde zunehmend gerne zum Radfahren entdecken; 

 Massive Wertverluste der Immobilien und Grundstücke im Lärmkorridor einer neuen 
Autobahn, (ca 1 km zu beiden Seiten der Trasse, und zwar schon jetzt im 
Planungsstadium); 

 ein Verlust landwirtschaftlicher Flächen, einhergehend mit betriebswirtschaftlichen 
Erschwernissen für betroffene Landwirte. 

 

Dagegen steht in der Güterabwägung kein darstellbarer Nutzen durch die A 22 für die 
Gemeinde und seine nachhaltige Entwicklung: 

 

 Die Gemeinde kennt in ihrem Gebiet keine verkehrlichen Probleme, die aus zu großer 
Verkehrsbelastung stammen und die mit einer A22 , -auf welcher Trasse auch immer 
verlaufend -, gelöst würden; 

 Ein Mangel an zur Verfügung stehenden autobahnnahen Gewerbeflächen besteht dank 
der zur Verfügung stehenden Flächen an der Autobahn A29 nicht; 

 Ein Nutzen für Wirtschaft und Arbeitsplätze in der Gemeinde ist in keiner Weise belegt 
oder wissenschaftlich begründet. Im Gegenteil zeigen diverse Studien der jüngeren Zeit 
zur Wirkung von Autobahnneubauten auf Arbeitsplätze und Wirtschaft im ländlichen 
Raum  (u.a. „Jobmaschine Straßenbau?“ hrsg. Von Peter Hettlich, „Demografische 
und wirtschaftsstrukturelle Auswirkungen auf die künftige Mobilität der 
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Bevölkerung“, Wissenschaftszentrum Berlin, Weert Canzler u. Andreas Knie, 
„Bedeutet mehr Straßenbau mehr Arbeitsplätze?“, von „Umkehr e.V.“ , sowie die 
Forschungsarbeiten von Prof. Gather vom verkehrswissenschaftlichen Institut der FH 
Erfurt zum Thema); die Überschätzung dieses Arguments. 

 Drohender Schaden durch weiteren Kaufkraftabfluss zugunsten von Oberzentren und in 
deren Folge eine Schwächung der Wirtschaft in der Gemeinde.  Auch wenn einige 
Branchen, allen voran Logistikunternehmen, von einer weiteren Autobahn 
betriebswirtschaftlichen Nutzen erwarten, wird die Wirtschaft der Gemeinde insgesamt 
nur sehr geringe Impulse bekommen, die den Bau der A22  jedoch nicht  rechtfertigen 
können. 

Über diese Gründe hinaus weist die Gemeinde Rastede im Sinne seiner Verpflichtung für 
die Daseinsvorsorge  auf  vier Probleme hin, die unmittelbar mit dem Bau einer A22 
zusammen hängen: 

 

 Die zukünftigen zusätzlichen finanziellen Belastungen durch eine notwendigerweise 
kreditfinanzierte  Autobahn sowie die hohen Folgekosten für Erhalt und Unterhalt der 
Strecke für die Steuerzahler sind enorm. Sie stehen in keinem positiv darstellbaren 
Verhältnis zu einem etwaigen Nutzen. 

 Angesichts der auch politisch eingegangenen Verpflichtung zum Klimaschutz und zur 
Reduktion von CO2 –Emissionen ist die Planung einer weiteren Autobahn für den 
ökologisch unsinnigsten Gütertransport  durch Fernverkehr auf der  Straße 
kontraproduktiv. 

 Die aktuellen Prognosen für eine weitere Zunahme des Verkehrs sind nicht belastbar 
und  müssen angesichts rasant steigender Energiekosten auf eine neue, realistische 
Grundlage gestellt werden. Es ist daher auch ökonomisch unsinnig, für die 
Überbrückung weiter Distanzen, -und nur dafür würde ja eine Transitautobahn A22 
gebaut werden-, auf den Güterverkehr per LKW zu setzen.  

 Der Bau der A22 erfordert den Bau eines weiteren Elbtunnels. Dieser Tunnel wird wegen 
der  Tiefe des Elbfahrwassers  und der erforderlichen Länge von 8,2 km gewaltige 
Kreditmittel des Bundes in Milliardenhöhe erfordern. Die behauptete Möglichkeit der 
Befürworter einer A22, die Finanzierung  sei in Form einer „Privat-Öffentlichen-
Partnerschaft“ möglich,  bei der private Betreiber aus Mautgebühren die Kosten von Bau 
und Unterhalt decken und den Tunnel gewinnbringend betreiben, ist angesichts der 
vorliegenden Verkehrsprognosen illusorisch. 

 

Die Gemeinde Rastede lehnt daher die Planung der A22 nicht nur auf ihrem Gebiet, sondern 
insgesamt ab.“ 

Freundliche Grüße, 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2006/049 
freigegeben am 21.03.2006 
 
GB 3 Datum: 10.03.2006 
Sachbearbeiter/in: Herr Ammermann, Hans-Hermann  
 
Planung der Küstenautobahn A 22 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium 
Ö 06.04.2006 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 25.04.2006 Verwaltungsausschuss 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeinde Rastede begrüßt, wie schon durch die an die damalige Bundes- und Landesre-
gierung gerichtete Resolution des Gemeinderates vom 11.12.2000 formuliert, die Planung und 
den Bau zur Küstenautobahn A 22 in diesem offenen Verfahren und verbindet damit den 
Wunsch nach einer schnellen Verwirklichung dieser für unsere Region so wichtigen transeu-
ropäischen Verkehrsachse. 
 
Die Gemeinde Rastede begrüßt den derzeitigen Planungsprozess, insbesondere die Offenheit 
und Neutralität des Verfahrens, ausdrücklich und will mit folgenden sachlichen und fachli-
chen Hinweisen die Planung unterstützen und zur Verfahrenserleichterung beitragen: 
 
(Trassen werden von Nord nach Süd aufgeführt) 
 
328 - 312 – 324: Die nördlich von Wapeldorf  verlaufende Trasse dürfte auf die besiedelten 
und landwirtschaftlich genutzten Flächen den geringsten negativen Einfluss haben. Voraus-
setzung ist die Berücksichtigung einer in der Nähe der Anschlussstelle Wapeldorf der A 29 
befindlichen Siedlung mit Gewerbeansiedlung. Aus diesem Grunde wird dieser Hinweis aus-
drücklich verbunden mit der Forderung zum Erhalt der Anschlussstelle Wapeldorf/Jaderberg 
der A 29. 
 
312 –313 –314: Hierzu gelten die Hinweise wie zur Trasse 328 – 312 –324. 
 
331 – 332: Diese Trasse zerschneidet den Hahner Busch mit dem historischen wertvollen Gut 
Hahn. Außerdem werden durch diese Trasse, wie auch durch die Variante 328, Siedlungs-
strukturen für Naherholung zerschnitten. In dem Bereich finden sich in der Nähe vermehrt 
Ferienhaus- und Wochenendhausstrukturen. Die Bereitstellung und Nutzung von Ferien- und 
Wochenendhäusern wird durch die Gemeine Rastede ausdrücklich gewünscht und sie erwartet 
daraus eine Förderung des Fremdenverkehrs. 
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Darüber hinaus plant die Gemeinde Rastede zwischen den Straßen Bekhauser Esch und Bek-
hausermoorweg eine Straße für die Erschließung und den Sandabbau in Nethen. Diese Trasse 
würde von der Variante 331 gekreuzt werden. 
 
331 – 339 – 337: Die Trasse zerschneidet erhebliche landwirtschaftliche Flächen von Voller-
werbes- und Nebenerwerbslandwirten. Außerdem verläuft der Teilbereich 339 durch Flächen, 
die teilweise von hoher Moormächtigkeit geprägt sind. Der Verlauf über den Geestrücken in 
Hahn bis in die Niederungsgebiete dürfte erhebliche Probleme bei der Bodenauskofferung 
und der damit verbundenen Wasserhaltung nach sich ziehen. Die zum großen Teil auf Holz-
rammpfählen gegründeten Gebäude werden durch Wasserentzug nicht mehr standsicher sein. 
Eine entsprechende hydrogeologische Untersuchung wäre hier sicherlich notwendig. 
 
337: Diese Trassenvariante verläuft nördlich des Hauptortes Rastede. Die Gemeinde Rastede, 
und insbesondere der Hauptort als ausgewiesenes Mittelzentrum, zählt zu den Kommunen, die 
noch Bevölkerungszuwachs aufgrund von Zuwanderungsgewinnen verzeichnen kann. Bereits 
im Jahre 2000 war die Gemeinde zur Befriedigung der Baulandwünsche gezwungen ein städ-
tebauliches Verfahren einzuleiten, um potentielle Baulandflächen ausweisen zu können. Hier-
bei musste festgestellt werden, dass durch die von Nord nach Süd verlaufende Bahnstrecke 
Wilhelmshaven-Oldenburg und die parallel verlaufende A 29 die Lärmproblematik in vielen 
Bereichen ein nicht lösbares Hindernis zur Baulandausweisung waren. Auch im östlichen Be-
reich des Hauptortes ist durch den Schlosspark und den Geestrücken eine Baulandausweisung 
nicht möglich. Die Entwicklungsmöglichkeiten können nur noch in südlicher Richtung vor-
genommen werden. In der begonnenen städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme sind im Nor-
den Flächen ausgewiesen, die für eine Bebauung als gut geeignet dargestellt sind.  
 
Diese Variante würde deshalb die Siedlungsentwicklung des Mittelzentrums Rastede erheb-
lich einschränken. 
 
Darüber hinaus sind Teile des Ortes Rastede als Luftkurort ausgewiesen; eine derartige Aus-
weisung wird dauerhaft nur zu rechtfertigen sein, wenn die mit einem solchen Attribut ver-
bundenen Schutzansprüche berücksichtigt werden. 
 
 
Sach- und Rechtslage: 
 
Der Rat der Gemeinde Rastede hat am 11.12. 2000 eine Resolution zur Planung der Küsten-
autobahn an die Bundes- und Landesregierung verfasst. Sie ist in der Anlage beigefügt. 
 
Die Planung der Küstenautobahn A 22 wird zur Zeit in den Medien, in der Bevölkerung und 
den Gebietskörperschaften diskutiert. Teilweise gehen möglicherweise Betroffene jedoch von 
falschen Voraussetzungen aus, da die Kenntnisse über den derzeitigen Sach- und Verfahrens-
stand nicht überall bekannt sind. 
 
Aus diesem Grunde hat die Verwaltung den Leiter der Landesbehörde für Straßen und Ver-
kehr, Außenstelle Oldenburg, Herr Joachim Delfs, gebeten, im Rahmen dieser Sitzung eine 
umfassende Information zu diesem Thema zu geben. 
 
Vorgesehen ist, dass nach dem Vortrag von Herrn Delfs die Sitzung unterbrochen wird, damit 
Anwesende Fragen zur Planung und zum Planungsstand stellen können. 
 
Im Anschluss an diese Unterbrechung soll für die weitere Beratung und Beschlussfassung die 
Sitzung fortgesetzt werden. 
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Grundsätzlich ist zunächst festzustellen, dass auf einer Informationsveranstaltung in Brake die 
Träger öffentlicher Belange und Bürgerinitiativen aufgefordert wurden, Sachverhaltsdarstel-
lungen zu den Trassenvarianten in einem Online-Verfahren darzustellen. 
 
Die niedersächsische Landesbehörde für Straßen und Verkehr hat der Gemeinde den Zugang 
zum Online-Verfahren mit nachstehenden Hinweisen ermöglicht: 
 
“Ich bitte Sie, mir Ihre Anregungen und Hinweise bis Montag, 03. April 2006... zukommen zu 
lassen.... 
Der Klarheit halber weise ich darauf hin, dass Ihre Anregungen und Hinweise von hier aus 
nicht unmittelbar beantwortet werden, sondern bei der weiteren Planung entsprechend ge-
würdigt werden. Es geht uns bei Ihrer Beteiligung darum, mit Ihren Anregungen und Hinwei-
sen aus dem vorgestellten Variantenspektrum unter Zugrundelegung möglichst vieler Aspekte 
aus dem Planungsraum zu einer optimierten Vorzugsvariante zu gelangen. Die vorgeschlage-
nen Varianten werden im weiteren Planungsprozess in einheitlicher Qualität gesamtplane-
risch miteinander verglichen. Insofern ist eine Wertung der vorgestellten Varianten zurzeit 
wenig zielführend. Ihre momentan geforderten Anregungen und Hinweise sind nicht mit den 
offiziellen Stellungnahmen in dem sich anschließenden Raumordnungsverfahren, das im An-
schluss an diesem Planungsprozess von der Raumordnungsbehörde durchgeführt werden soll, 
zu verwechseln.” 
 
In einem Abstimmungsgespräch mit dem Landkreis Ammerland, der Stadt Westerstede und 
der Gemeinde Wiefelstede wurden die Sachargumente ausgetauscht. Zu den Hinweisen, die 
sich aus dem Regionalen Raumordnungsprogramm und aus den naturschutzfachlichen Bewer-
tungen ergeben, wird der Landkreis Ammerland umfassend Stellung nehmen. Somit ist eine 
Stellungnahme zu diesen Themen seitens der Gemeinde Rastede entbehrlich. 
 
Vorbehaltlich der Beratung in den jeweiligen Gremien kam man überein, dass es keine Vor-
schläge für eine bestimmte Variante geben soll, vielmehr sollen Stellungnahmen zu den ein-
zelnen Varianten verfasst werden. Der Entwurf der Stellungnahme für die Gemeinde Rastede 
ist im Beschlussvorschlag dargestellt. 
 
Von verschiedenen Bürgern wurden Anträge gestellt, dass, bevor die Gemeinde Rastede zu 
einer Stellungnahme kommt, sie die Bürger in einer öffentlichen Sitzung informieren soll. 
Obwohl die Gemeinde Rastede zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu einer Stellungnahme aufge-
fordert ist, wurde die entsprechenden Antragsteller auf die öffentliche Bauausschusssitzung 
am 6.4.06 hingewiesen. Schriftlich vorliegende Sachhinweise werden mit der Stellungnahme 
der Verwaltung beim Planungsträger eingereicht. 
 
Die Pläne mit den Planvarianten ist als Anlage technisch nicht anzufügen. Sie stehen unter 
http://www.kuestenautobahn.info/9.179.0.0.1.0.phtml zur Verfügung. Der für das Gemeinde-
gebiet wichtige Plan ist dort unter Vari_Blatt1_060130.pdf zu finden. Weiteres Planmaterial 
oder Erläuterungen liegen auch der Gemeindeverwaltung nicht vor. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Zur Zeit keine 
 
 
Anlagen: 
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1. Schreiben des Bürgervereins Rastedermoor e.V. 
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Fraktion Im Gemeinderat 
Gerd Langhorst 
Fraktionssprecher 
 
Änderungsantrag zur Stellungnahme der Gemeinde Rastede anlässlich der  
Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen am 6. April 2006, 
Neue Aula 
 
 
1.: „Die Gemeinde Rastede ist von der Planung für die sog. Küstenautobahn A22 
stark betroffen. 
Die diversen Gefährdungen, die von diesem Großinfrastrukturprojekt für 
Menschen, Natur und Wirtschaft ausgehen und den  nicht nachgewiesenen 
Nutzen für unsere Gemeinde  und die umliegende Region berücksichtigend, 
lehnt der Ausschuss die weitere Fortführung der Planung ab. 
 
2. : Der Ausschuss beantragt stattdessen die Prüfung der Nullvariante bzw. die 
Erstellung eines alternativen Verkehrskonzeptes, bestehend aus: 
 

• einer Verladung des Ost-West Transit-LKW-Verkehrs auf  vorhandene 
Bahnstrecken  

 
• einen streckenweisen Ausbau vorhandener Bundesstraßen mit teilweise 3 

Fahrspuren( siehe Ldkrs. Wesermarsch u.a.) 
• die Einrichtung von Containertransportlinien auf den 

Bundeswasserstraßen (See- und Binnenwasserstraßen) 
• die Einrichtung von Schifffahrtslinien, die das deutsche Seehäfennetz 

durch RORO –Schiffe miteinander verbinden.“ 
 
 
 
Begründung: 
 
 
Geplant ist der Neubau einer BAB 22 zwischen Westerstede und einer möglichen 
Elbquerung nördlich von Stade auf einer Länge von 112,5 km. Diese führt je nach 
gewählter Trasse zu einer Zerschneidung der Gemeinde  in Ost-West-Richtung. 
Die Kosten des Projektes belaufen sich nach aktuellem Planungsstand auf 
mindestens 1,85 Mrd. Euro (inkl. Elbquerung).  
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Der Neubau der BAB 22 soll nach Auskunft der Planer 
 
• der Entlastung der BAB 1 dienen;  
 
• zur weiteren verkehrlichen Erschließung von Elbe-Weser-Dreieck und 

Nordwest-Niedersachsen beitragen; – mit dem Ziel Arbeitsplätze für die Region 
zu generieren;  

 
• Ortsdurchfahrten vom Schwerlastverkehr entlasten.  

 
 
Dazu ist festzustellen: 
 
• Einer Entlastung der BAB 1 dient schon der bereits im vordringlichen 

Bedarf des BVWP abgesicherte 6-spurige Ausbau der BAB 1;  
 
• Der Nutzen für Wirtschaft und Arbeitsplätze in der Region, insbesondere 

aber für die Gemeinde Rastede und  das Ammerland, ist bisher in keiner 
Weise belegt oder wissenschaftlich begründet.  

 
• Im Gegenteil, diverse Studien der jüngeren Zeit zur Wirkung von 

Autobahnneubauten auf Arbeitsplätze und Wirtschaft im ländlichen Raum 
 

(u.a. "Jobmaschine Straßenbau?" hrsg. von Peter Hettlich, "Demografische und 
wirtschaftsstrukturelle Auswirkungen auf die künftige Mobilität der Bevölkerung", 
Wissenschaftszentrum Berlin, Weert Canzler und Andreas Knie, "Bedeutet mehr Straßenbau 
mehr Arbeitsplätze?" von Umkehr e.V., sowie die umfangreichen Forschungsarbeiten von 
Prof. Gather vom verkehrswissenschaftlichen Institut der FH Erfurt,..)  
 

belegen den drohenden Schaden durch Kaufkraftabfluss zugunsten der 
Oberzentren, „Brain Drain“ und in deren Folge einer Schwächung der 
Wirtschaft im ländlichen Raum. Auch wenn einige Branchen, allen voran 
sicherlich die LKW-Speditionen, von einer neuen Autobahn quer durch das 
Ammerland  Profite erwarten, ist davon auszugehen, dass die Wirtschaft der 
Gemeinde insgesamt keine positiven Impulse bekommen wird.  
 
 
• Derzeit sind laut Verkehrszählung des Landkreises Ammerland und des 

Kreisverbandes Ammerland von Bündnis 90/DIE GRÜNEN aus 2005 
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beispielsweise auf der L820 in Petersfeld werktags maximal 3500 Kfz, 
davon lediglich 5 % überregionaler LKW-Verkehr, unterwegs. Für die 
Zukunft werden laut Planungsunterlagen bis zu 28.000 Fahrzeuge auf der 
BAB 22 erwartet. Der Anteil der Entlastungswirkungen, die von der BAB 
22 für das übrige Straßennetz auf Ammerländer Gebiet zu erwarten wären, 
ist bisher nicht angegeben worden. 

 
 
Neben offensichtlich nicht zu erwartenden positiven Folgewirkungen einer 
BAB 22 drohen aber mit hoher Wahrscheinlichkeit eine Reihe unmittelbarer 
Schäden für die Gemeinde Rastede, auf die die betroffene Bevölkerung immer 
wieder hinweist: 

 
• Die langfristig geplante bauliche Erweiterung des Mittelzentrums Rastede in 

nördlicher Richtung (Planungen liegen in der Schublade) wird durch die 
südliche Trasse unmöglich gemacht, die Belästigung mit Lärm, Abgasen 
und Feinstäuben für die Bewohner der erst vor kurzem fertig gestellten 
Baugebiete nördlich der Kleibroker Straße/Raiffeisenstraße sowie in 
Leuchtenburg werden unerträglich. Die bisherigen Immissionen von der 
BAB 29, der Eisenbahnlinie und des innerörtlichen Verkehrs werden durch 
eine zusätzliche Autobahn weiter gesteigert. Die Lebens- und Wohnqualität 
Rastedes wird sinken. Je nach Wetterlage wehen beim Durchgang eines 
Tiefs die Winde beginnend bei SW und enden bei NW, Lärm und Abgase 
über den gesamten Ort verbreitend. 

  
• Der Tourismus, eine der wirtschaftlichen Säulen der Rasteder 

Zukunftsentwicklung, würde durch eine weitere Autobahn schweren 
Schaden nehmen – suchen doch die Besucher der Gemeinde  vor allem Ruhe 
und die Weite der Gegend für Fahrrad- und Naturtourismus. Der Verlust 
von Arbeitsplätzen in diesem Sektor steht zu erwarten.  Das zurzeit in 
der Umsetzung befindliche Kommunalmarketingkonzept „Residenzort 
Rastede“ wird im Bereich Tourismus nicht mehr umzusetzen sein. 

 
• Den Landwirten droht der Verlust wertvoller landwirtschaftlicher 

Nutzflächen sowie die Zerschneidung ihrer Flächen mit der möglichen 
Folge weiter Umwege, um zukünftig die eigenen Äcker zu erreichen. 
Zusätzliche Einnahmequellen z.B. durch "Ferien auf dem 
Bauernhof/Reiterhof" drohen zu versiegen. Von einigen Landbesitzern 
erwartete  Spekulationsgewinne werden nicht erzielt werden können, da 
entsprechende Flurbereinigungsverfahren angewandt werden. Diese lassen 
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keine materiellen Gewinne erwarten sondern, führen für praktizierende 
Landwirte zu weiteren Wegen zu ihren Feldern. 

• Die Anwohner der potenziellen Trassenverläufe erleben schon heute 
einen signifikanten Wertverlust beim Verkaufswert ihrer Häuser. 
Potenzielle Käufer treten schon heute in Erwartung eines künftigen 
Autobahnbaus vom Kaufinteresse zurück und suchen sich anderswo ein 
neues Zuhause.  

 
• Menschen, Tiere und Böden in einem Korridor von mindestens 4 km 

beiderseits der Trasse werden durch zusätzliche Emissionen von Lärm, 
Feinstaub und Luftschadstoffen erheblich belastet und in ihrer 
Lebensqualität beeinträchtigt.  

 
• Durch eine Realisierung der BAB 22 würde im Dreieck zwischen BAB 28, 

BAB 29 und BAB 22 eine "genetische Insel" mit noch nicht untersuchten 
Folgen für Arterhalt und Artenvielfalt unter den dort lebenden 
Landsäugetieren entstehen. 

 
 
 
 
Gez. Gerd Langhorst 
 

 



 

 

 

 

 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2007/256 
freigegeben am 21.11.2007 
 
GB 3 Datum: 21.11.2007 
Sachbearbeiter/in: Herr Guido Zech  
 
2. Änderung Bebauungsplan 33 B - Gewerbegebiet Neusüdende (Klein 
Feldhus) 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 14.01.2008 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 22.01.2008 Verwaltungsausschuss 
Ö  Rat 
 
 
Beschlussvorschlag:
 

1. Die im Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) i.V.m. §§ 13 Abs. 2, 3 Abs. 2 sowie der Beteiligung der Träger öffentlicher Be-
lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen werden auf Grundlage dieser 
Beschlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und 
Straßen vom 14.01.2008 berücksichtigt. 

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwägung wird bestätigt. 
 

3. Die 2. Änderung des Bebauungsplanes 33 b – Gewerbegebiet Neusüdende (Klein 
Feldhus) nebst Begründung wird gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung 
beschlossen. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Gemäß Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 02.10.2007 (Beschlussvorlagen Nr. 
2007/162) ist die erneute öffentliche Auslegung durchgeführt worden. Außerdem hat die Be-
teiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange bis zum 23.11.2007 
stattgefunden.  
 
Wesentliche Anregungen wurden nicht vorgebracht. 
 
Nähere Erläuterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, 
Umwelt und Straßen durch das Planungsbüro NWP gegeben. 
 
Der Satzungsbeschluss kann gefasst werden. 
 



 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Haushaltsmittel stehen zur Verfügung. 
 
 
Anlagen:
 

1. Abwägungsvorschlag 
2. Planzeichnung 
3. Planzeichenerklärung 
4. Textliche Festsetzungen 
5. Hinweise 



 Gemeinde Rastede 1 
   
 

 
Gemeinde Rastede 

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33b - GE Neusüdende (Klein Feldhus) 
Abwägung der Anregungen im Rahmen der 2. öffentlichen Auslegung 

 
 
 

Nr. Träger öffentlicher 
Belange 

Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Niedersächsische 
Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr 
GB Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 

23.10.2007 

Die in den Unterlagen der vorangegangenen Beteiligungsschritte 
vorgesehenen textlichen Festsetzungen Nr. 1 und 2 sind in der aktuell 
vorgelegten Fassung der 2. Änderung o.g. Bebauungsplanes (Stand: 
September 2007) nicht mehr enthalten. Meine diesbezüglichen 
Hinweise aus den Stellungnahmen vom 06.02.2007 und vom 
16.06.2007 sind demzufolge nicht mehr relevant. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  Unter Bezug auf Kap. 3.1.2 der Begründung weise ich darauf hin, dass 
Zufahrten gemäß § 20 NStrG nur so lange Bestandsschutz haben, bis 
sie geändert werden. Eine Änderung liegt vor, wenn eine Zufahrt 
baulich verändert wird (z.B. verlegt oder verbreitert) oder wenn sie 
gegenüber dem bisherigen Zustand einem erheblich größeren oder 
andersartigen Verkehr dienen soll. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Zufahrten an der nebenstehend 
angesprochenen Landesstrasse werden durch die Änderung des Bebauungsplanes jedoch 
nicht tangiert.  

  Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Ziffer 38.2 
der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Übersendung von zwei 
Ablichtungen der gültigen Bauleitplanung einschließlich Begründung. 

Der Hinweis wird berücksichtigt. 

2 OOWV 
Georgstraße 4 
26919 Brake 

25.10.2007 

In unserem Schreiben vom 21.02.2007 - T la - 157/07/Pl - haben wir 
bereits eine Stellungnahme zum obengenannten Vorhaben abgegeben. 

Bedenken und Anregungen werden daher, soweit unsere damaligen 
Hinweise beachtet werden, nicht mehr vorgetragen. 

 

   Stellungnahmen vom 21.02.2007 

Wir haben auf die Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes zur 
Kenntnis genommen.  

Nachfolgend wird die bereits erfolgte Abwägung zur Stellungnahme des OOWV vom 
21.02.2007 wiedergegeben. 
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 Gemeinde Rastede 2 
   
 

Nr. Träger öffentlicher 
Belange 

Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 
 Fortsetzung

OOWV  
 

 Im Bereich des Bebauungsgebietes befinden sich Versorgungsleitungen 
DN 32 und DN 40. Die vorhandenen Versorgungsleitungen dürfen nicht 
durch geschlossene Fahrbahndecken – ausgenommen an den 
Kreuzungsstellen – überbaut werden.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in den Planunterlagen ergänzt. Die 
Leitungen des Versorgungsträgers sind im Zuge der nachfolgenden Planungen für Zufahrten von 
den Vorhabenträgern zu berücksichtigen. 

  Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsabstände zu den 
Versorgungsleitungen einzuhalten. Ferner weisen wir darauf hin, dass 
wegen der erforderlichen Wartungs-, Unterhaltungs- und 
Erneuerungsarbeiten Versorgungsleitungen weder überpflanzt noch mit 
anderen Hindernissen überbaut werden dürfen. Um Beachtung der 
DIN 1998 Punkt 5 sowie des DVWG Arbeitsblattes W 400-1 wird gebeten. 

Die nebenstehenden Hinweise beziehen sich auf die nachfolgende Ebene der Planung und 
Umsetzung von Vorhaben und nicht auf die Festsetzungen dieser Sammeländerung. 

  Um für die Zukunft sicherzustellen, dass eine Überbauung der Leitungen 
nicht stattfinden kann, werden Sie gebeten, ggf. für die betroffenen 
Leitungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht einzutragen.  

In den zeichnerischen Teilbereichen 1 und 2 der Änderung des Bebauungsplanes sind nach 
vorliegenden Unterlagen keine relevanten Leitungen vorhanden. 

Da die Änderung der Bebauungspläne in den übrigen Bereichen lediglich in Form von textlichen 
Festsetzungen erfolgt, ist eine Eintragung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten nicht möglich. 
Zudem werden in diesen Bereichen mit der Änderung lediglich die städtebaulichen Ziele der 
Zulassung von Zu-/Abfahrten aus den Baugebieten zur Oldenburger Straße bzw. der Steuerung 
des Einzelhandels verfolgt, so dass ein weitergehendes Planungserfordernis nicht besteht. 

  Die Vorschriften des DVGW-Arbeitsblattes W 400-1 und der DIN 1998 
sind zu beachten.  

 

  Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des 
Veranlassers oder nach den Kostenregelungen bestehender Verträge 
durchgeführt werden.  

 

  Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante Änderung die 
Versorgungsanlagen des OOWV weder freigelegt, überbaut, bepflanzt 
noch sonst in ihrer Funktion gestört werden, haben wir gegen den oben 
genannten Antrag keine Bedenken.  

 

  Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in dem 
anliegenden Plan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage gibt Ihnen 
Dienststellenleiter Kaper von unserer Betriebsstelle in Westerstede, Tel.: 
04488/845211, in der Örtlichkeit an.  

 

  Nach endgültiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird um eine 
Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes gebeten.  

Der Hinweis wird berücksichtigt. 



 Gemeinde Rastede 3 
   
 

Nr. Träger öffentlicher 
Belange 

Schreiben vom ... 

Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 
Abwägung/Beschlussempfehlung 

 
 

Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Landkreis Ammerland, Schreiben vom 23.11.2007 
2. GLL Oldenburg, Schreiben vom 25.10.2007  
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Textliche Festsetzungen
Der räumliche Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b erstreckt sich
neben dem in der Planzeichnung abgegrenzten Änderungsbereich auch auf den übrigen
Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Hierfür werden nachfolgende textliche Festsetzungen
getroffen.

1. Innerhalb der im Geltungsbereich festgesetzten Baugebiete (Gewerbegebiete gemäß § 8
BauNVO) werden gemäß § 1 (9) BauNVO folgende Nutzungen ausgeschlossen:

Einzelhandelsbetriebe mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten gemäß der
Rasteder Liste:

a) zentrenrelevanten Sortimente: 
- Bekleidung
- Schuhe
- Lederwaren
- Sportartikel
- Bücher Schreibwaren
- Spielwaren
- Musikinstrumente
- Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik
- Geschenkartikel
- Foto, Film
- Optik
- Uhren und Schmuck
- Heimtextilien, Kurzwaren
- Unterhaltungselektronik (TV, HiFi, CD)/Neue Medien

b) nahversorgungsrelevanten Sortimente:
- Lebensmittel
- Reformwaren
- Drogerieartikel
- Parfümerieartikel
- Schnittblumen und
- Zeitschriften.

Abweichend hiervon ist innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Gewerbegebiete
das Sortiment „Spielwaren“ zulässig.

2. Bei Einzelhandelsbetrieben mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten werden die zentren-
und nahversorgungsrelevanten Randsortimente auf maximal 10 % der Gesamtverkaufsflä-
che begrenzt.

3. Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 33b, inklusive der bisher erfolgten
rechtskräftigen Änderung gelten fort. 
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Hinweise
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können

u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfär-
bungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese
gemäß § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen dem
Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege – Stützpunkt Oldenburg, Ofener Straße 15, 26121
Oldenburg angezeigt oder der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises unverzüglich gemeldet
werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige
unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

2. Sollten bei geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage
treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.

3. Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Bestandsplänen der zuständigen Versorgungsunternehmen
zu entnehmen.

4. Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden,
benachrichtigen Sie bitte umgehend die zuständige Polizeidienststelle, Ordnungsamt oder das
Kampfmittelbeseitigungsderzernat direkt.
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2007/260 
freigegeben am 21.11.2007 
 
GB 3 Datum: 12.12.2007 
Sachbearbeiter/in: Herr Guido Zech  
 
40. Änderung des Flächennutzungsplanes - Beachclub Nethen 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 14.01.2008 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 22.01.2008 Verwaltungsausschuss 
 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
1. Die 40. Änderung des Flächennutzungsplanes (40. Änderung des Flächennutzungs-

planes - Beachclub Nethen) nebst Begründung und Umweltbericht wird gemäß § 1 
Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 

 
2. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 

BauGB sowie der Beteiligung der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs.1 
Bau GB eingegangenen Stellungnahmen werden auf der Grundlage dieser Beschluss-
vorlage sowie der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
vom 14.01.2007 berücksichtigt. 

 
3. Dem Entwurf der 40. Änderung des Flächennutzungsplanes nebst Umweltbericht wird 

zugestimmt. 
 
4. Die öffentliche Auslegung und Beteiligung der der Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange werden gemäß § 3 Abs.2 BauGB in Verbindung mit § 4 Abs. 2 
BauGB durchgeführt. 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Die 40. Änderung des Flächennutzungsplanes bildet die Grundlage für die noch im Verfahren 
befindliche Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.83. 
 
Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 02.10.2007 (Vorlage 200/191) die früh-
zeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange beschlossen. Diese fanden in der Zeit vom 23.10.2007 bis 23.11.2007 
statt. Wesentliche Anregungen oder Bedenken, die zu einer Änderung der Planungsunterlagen 
geführt haben, wurden nicht vorgebracht. 



 
Nähere Erläuterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses für Bau, Planung, 
Umwelt und Straßen durch das Planungsbüro Diekmann und Mosebach gegeben. 
 
Die öffentliche Auslegung und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange können nun-
mehr unter Berücksichtigung der Abwägungsvorschläge durchgeführt werden. 
 
Übersicht über den Verfahrensstand: 
Grundsatzbeschluss/ 
Aufstellungsbeschluss

Frühzeitige 
Öffentlichkeitsbe-

teiligung 

Öffentliche Aus-
legung/ Behörden- 

beteiligung 

Feststellungs-
beschluss 

VA 02.10.07 09.10.07- 09.11.07 05.02.2008-05.03.2008 Frühjahr 2008 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Planungskosten werden durch einen städtebaulichen Vertrag auf die durch die Planung 
Bevorteilten, also die Beachclub Nethen GmbH & Co. KG, abgewälzt. Dieser Vertrag wurde 
zwischenzeitlich geschlossen. 
 
 
Anlagen:
 

1. Abwägungsvorschlag 
2. Planzeichnung 



 
 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach   Oldenburger Straße 211 - 26180 Rastede 
 Tel.: 04402/911630 - Fax: 04402/911640 
 e-Mail: info@diekmann-mosebach.de 

GEMEINDE RASTEDE 
Landkreis Ammerland 

_______________________________________________________________________ 

 
 

40. Flächennutzungsplanänderung 
Bereich: Beachclub Nethen 

 
 

frühzeitige Beteiligung der Behörden und 
sonstiger Träger öffentlicher Belange  

(§ 4 (1) BauGB) 
 

und 
 

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
(§ 3 (1) BauGB) 

 
 

ABWÄGUNGSVORSCHLÄGE 
 
 
 
 
 
 
 
                                          10.12.2007 
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40. FNP-Änderung, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung            keine Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden keine Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr 

Geschäftsbereich Oldenburg 
Kaiserstraße 27 
26122 Oldenburg 

 
2. Behörde für Geoinformation, Landentwicklung und Liegenschaften Oldenburg 

Amt für Landentwicklung 
Markt 15/16 
26122 Oldenburg  

 
3. Landwirtschaftskammer Niedersachsen 

Bezirksstelle Oldenburg-Nord 
Im Dreieck 12 
26127 Oldenburg  

 
4. Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Oldenburg  

Theodor-Tantzen-Platz 8 
26122 Oldenburg  

 
5. Oldenburgische Industrie- und Handelskammer 

Moslestraße 6 
26122 Oldenburg  

 
6. ExxonMobil Production Deutschland GmbH 

Riethorst 12 
30659 Hannover 

 
7. E.ON Netz GmbH 

Betriebszentrum Lehrte 
Service Leitungen 
Eisenbahnlängsweg 2a 
31275 Lehrte 

 
8. EWE NETZ GmbH 

Netzregion Oldenburg/Varel 
Donnerschweer Straße 22-26 
26123 Oldenburg  

 
9. Deutsche Telekom Netzproduktion GmbH 

Technische Infrastruktur Niederlassung Nordwest  
Poststraße 1-3 
26122 Oldenburg 

 

02.01.2008 



40. FNP-Änderung, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 
 

Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

Träger öffentlicher Belange 
 
von folgenden Stellen wurden Anregungen in der Stellungnahme vorgebracht: 
 
 
1. Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

 
2. Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 

Stilleweg 2 
30655 Hannover 

 
3. Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 

Referat Archäologie 
Stützpunkt Oldenburg 
Ofener Straße 15 
26121 Oldenburg  

 
4. Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 

Georgstraße 4 
26919 Brake 

 
5. Zentrale Polizeidirektion 

Dezernat 23 – Kampfmittelbeseitigung 
Marienstraße 34 
30171 Hannover 

 
 
 

02.01.2008 



40. FNP-Änderung, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Landkreis Ammerland 

Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 
 

  

 Ich begrüße dieses Planung und habe inhaltlich keine Bedenken. Ich bitte 
jedoch, die Planzeichnung um einen Hinweis auf die BauNVO 1990 zu 
ergänzen und die Verfahrensleiste an die Bau-GB-Novelle 2007 anzu-
passen.  
 

 Der Hinweis wird berücksichtigt. Die Planzeichnung und die Verfahrens-
leiste werden ergänzt bzw. angepasst.  

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 
 

  

 Aus Sicht des Fachbereiches Rohstoffwirtschaft wird zu o. g. Vorhaben 
wie folgt Stellung genommen:  
 
Wir weisen darauf hin, dass innerhalb des von der 40. Flachennutzungs-
planänderung betroffenen Gebietes Rohstoffsicherungsgebiete 1. Ord-
nung liegen, die von regionaler Bedeutung sind und die z. T. auch im Lan-
des-Raumordnungsprogramm LROP als Vorranggebiete festgelegt sind 
und die daher nicht überplant werden sollten. Laut LROP sind Lager-
stätten möglichst vollständig abzubauen. Dies ist bei der weiteren 
Planung zu berücksichtigen.  
 
Informationen zu den Rohstoffsicherungsflächen sind als Farbplot und 
auch digital verfügbar. Sämtliche Karten können beim LBEG über Herrn 
Dr. Bombien (Tel.: 0511/643-3575) bezogen werden. Die Kosten je Mess-
tischblatt belaufen sich für einen Farbplott auf 16,05 € sowie für digitale 
Karten im arcview·shape-Format auf 34,80 €. Weitere Informationen hier-
zu finden Sie auch auf der Homepage des LBEG 
(www.lbea.niedersachsen.de) unter den Portalen >Geologie und >Roh-
stoffe. Weitere Anregungen oder Bedenken sind aus der Zuständigkeit 
unseres Hauses nicht vorzubringen.  
 
 
 
 
 
 

  
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Entsprechend den Inhalten 
des rechtswirksamen Landesraumordnungsprogrammes (LROP) sind 
innerhalb von Vorranggebieten alle raumbedeutsamen Planungen mit der 
jeweiligen Zweckbestimmung (s. LROP: Kap. B8, S. 26) zu vereinbaren. 
Bei der vorliegenden Planung (Geltungsbereiche A – C) handelt es sich 
um kleinteilige Erweiterungsflächen (ingesamt ca. 2,5 ha) des vor-
handenen Bade- und Freizeitbetriebes „Beachclub Nethen“. Der Boden-
abbau wurde in diesem südlichen Teilbereich des Gewässers bereits voll-
ständig abgeschlossen, so dass von einer sinnvollen Nutzung des Roh-
stoffvorkommens auszugehen ist. Ein Abbau dieser kleinteiligen Flächen 
ist angesichts der bereits bestehenden Nachnutzung und der Lage der 
Geltungsbereiche B und C entlang der Straßenzüge nicht vorgesehen und 
auch nicht wirtschaftlich. Da es sich zudem nicht um eine raumbedeut-
same Planung handelt, stimmen die Inhalte der 40. Flächennutzungsplan-
änderungen mit den Inhalten der übergeordneten Planungen überein.  
 
 

 
Planungsbüro Diekmann & Mosebach – Oldenburger Straße 211 – 26180 Rastede 

02.01.2008 

http://www.lbea.niedersachsen.de/


40. FNP-Änderung, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
 Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 

Referat Archäologie 
Stützpunkt Oldenburg 
Ofener Straße 15 
26121 Oldenburg  
 

  

 Gegen die 40. Änderung des F-Planes bestehen seitens der archäo-
logischen Denkmalpflege keine Bedenken, da aus dem Plangebiet nach 
unserem derzeitigen Kenntnisstand keine archäologischen Fundstellen 
bekannt sind. 
 
Da die Mehrzahl derartiger Fundstellen obertägig nicht sichtbar ist, 
können sie allerdings nie grundsätzlich ausgeschlossen werden. Es muss 
deshalb auch im Plangebiet mit ihnen gerechnet werden. Bei ihnen han-
delt es sich um Kulturdenkmale, die durch das Nieders. Denkmalschutz-
gesetz geschützt sind. 
 
Unter Punkt 4.4 der Begründung wird bereits auf die Meldepflicht bei Bo-
denfunden hingewiesen. Hier ist unsere Adresse und Telefonnummer 
(zusätzlich zur unteren Denkmalschutzbehörde) zu ergänzen. In den künf-
tigen Bebauungsplan sollte der gleiche Text als nachrichtliche Übernahme 
ebenfalls aufgenommen und unbedingt beachtet werden. 
 

 Dem Hinweis wird gefolgt, die Begründung wird unter Kap. 4.4 ent-
sprechend um Adresse und Telefonnummer der unteren Denkmalschutz-
behörde ergänzt. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung erfolgt ein 
nachrichtlicher Hinweis auf die Meldepflicht bei Bodenfunden.  

 Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband 
Georgstraße 4 
26919 Brake 
 

  

 Im Bereich des oben genannten Flächennutzungsplanes befinden sich 
Versorgungs- und HausanschIussleitungen. Bei der obengenannten Maß-
nahme ist auf unsere Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen. Ver-
sorgungsleitungen dürfen weder durch Hochbauten noch durch eine ge-
schlossene Fahrbahndecke, außer in den Kreuzungsbereichen, überbaut 
werden. Die Vorschriften des DVGW Arbeitsblattes W 400-1 und der DIN 
1998 Punkt 5 sind zu beachten.  
 
Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante Änderung die vor-
handenen Versorgungsanlagen des OOWV weder freigelegt, überbaut, 
bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestört werden, haben wir gegen 
die oben genannte Änderung keine Bedenken. Evtl. Sicherungs- bzw. 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Innerhalb des Geltungs-
bereiches B verläuft parallel zur Straße „Bekhauser Esch“ eine Ver-
sorgungsleitung 500 GG des OOWV. Diese wird nachrichtlich in die 
Flächennutzungsplanänderung übernommen. Die Unterhaltung ist inner-
halb der dort dargestellten Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: 
Parkfläche sichergestelt.  
 
Eine Darstellung der Hausanschlussleitungen ist in der vorbereitenden 
Bauleitplanung nicht notwendig. Die weiteren Hinweise zum Schutz vor-
handener Leitungen werden im Rahmen der Ausführungsplanung berück-
sichtigt.   
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40. FNP-Änderung, frühzeitige Behörden-/TÖB-Beteiligung                    Anregungen 

 Anregungen 
 

 Abwägungsvorschläge 
Umlegungsarbeiten können nur zu Lasten des Veranlassers oder nach 
den Kostenregelungen bestehender Verträge durchgeführt werden. Die 
Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in dem anliegenden 
Plan ist unmaßstäblich. Die genaue Lage gibt Ihnen Dienststellenleiter 
Kaper von unserer Betriebsstelle in Westerstede, Telefon 04488/845211, 
in der Örtlichkeit an.  
 

 Zentrale Polizeidirektion 
Dezernat 23 – Kampfmittelbeseitigung 
Marienstraße 34 
30171 Hannover 
 

  

 Die alliierten Luftbilder wurden auf Ihren Antrag hin ausgewertet. Die Auf-
nahmen zeigen keine Bombardierung innerhalb des Planungs- bzw. 
Grundstücksbereiches (siehe Vermerk Kartenunterlage). Gegen die vor-
gesehene Nutzung bestehen in Bezug auf Abwurfkampfmittel keine Be-
denken. 
 
Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, 
Minen etc.) gefunden werden, benachrichtigen Sie bitte umgehend die 
zuständige Polizeidienststelle, Ordnungsamt oder das Kampfmittel-
beseitigungsdezernat direkt.  
 

 Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen bzw. im Zuge der Aus-
führungsplanung berücksichtigt.  
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2007/269 
freigegeben am 28.11.2007 
 
GB 3 Datum: 23.11.2007 
Sachbearbeiter/in: Herr Hans-Hermann Ammermann  
 
Änderung der Nutzung des Sandweges parallel zur Straße Am Denkmal, 
Antrag der SPD-Fraktion 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 14.01.2008 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 22.01.2008 Verwaltungsausschuss 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
ohne 
 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Die SPD-Fraktion hat den als Anlage 1 beigefügten Antrag gestellt. Bereits 1975 wurde diese 
Wegefläche den Anliegern des Sandkuhlenweges zum Ankauf angeboten. Wegen des Ein-
spruchs der Anlieger Am Denkmal wurde der Verkauf nicht vollzogen. 
 
1977 hat der Verwaltungsausschuss beschlossen, auf den Verkauf zu verzichten, bis eine ge-
ordnete Erschließung der Straße Am Denkmal durchgeführt wurde. 
 
Eigentümer der Wegeparzelle war bis 1984 die Wegegenossenschaft Nr. 52. Mit deren Auf-
lösung wurde die Parzelle in das Eigentum der Gemeinde Rastede übertragen. Es handelt sich 
somit um einen Privatweg der Gemeinde Rastede. Dieser Weg ist nicht dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmet und hat keine Bedeutung als Verkehrsweg. 
 
Im Mai 2007 wurde auf Veranlassung der Gemeindeverwaltung eine Viacountmessung durch 
den Landkreis Ammerland durchgeführt. Die Messung hatte folgendes Ergebnis: 
 

Straße 

V85-
Geschwindig-

keit 
Anzahl 

Zweiräder 
Anzahl 

Pkw 
Anzahl 

Transporter 

Anzahl 
Lkw 
und 

Lastzug 

Anzahl 
Fahrzeuge 

gesamt 
ohne Zwei-

räder 
Sandweg 1) 17,63 km/h 13 26 1 0 27 
Am Denkmal 2) 21,58 km/h 4 14 0 0 14 
1) Messung erfolgte über 24 Stunden 
2) Messung erfolgte über 5 Stunden 



 
Bedingt durch die Veröffentlichung des Antrages der SPD-Fraktion haben die Anlieger der 
Straße Am Denkmal den als Anlage 2 beigefügten Brief übersandt. 
 
In diesem Schreiben bringen sie zum Ausdruck, dass eine Sperrung der Straße Am Denkmal 
nicht gewünscht ist. Vielmehr wird vorgeschlagen, die Straße Zum Ausblick für den Kfz-
Verkehr zu sperren und eine Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h einzuführen. Außerdem 
wird auf die Staubentwicklung der Sandwege hingewiesen. Dieses wird auch im SPD-Antrag 
gewürdigt, in dem eine Teerdecke für die Straße Am Denkmal als Alternative vorgeschlagen 
wird. 
 
Bereits in 2005 wurden an der Straße Zum Ausblick Viacountmessungen über 24 Stunden 
durchgeführt und ausgewertet. Die Ergebnisse sind nachstehend dargestellt: 
 

Straße 
V85-

Geschwindigkeit 
Anzahl 

Zweiräder 
Anzahl 

Pkw 
Anzahl 

Transporter
Lkw und 
Lastzug 

gesamt 
ohne 

Zweiräder 
Zum Ausblick 
i.R. Loy 

27,1 km/h 8 54 2 2 58 

Zum Ausblick 
i. R.Loyerberg 

30,0 km/h 13 68 2 2 72 

 
Aufgrund der vorliegenden Verkehrszahlen der Straße Zum Ausblick erscheint eine Sperrung 
nicht sinnvoll, da diese Verkehre dann ebenfalls über die Straße Am Denkmal abgeführt 
werden müssten. 
 
Eine bituminöse Befestigung der Straße Am Denkmal ist so nicht möglich. Insbesondere ist 
ein ordnungsgemäßer Unterbau nicht vorhanden.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Mittel stehen nicht zur Verfügung. 
 
 
Anlagen:
 
 
Anlage 1 – Antrag der SPD-Fraktion 
Anlage 2 – Stellungnahme der Anlieger Am Denkmal 
Anlage 3 – Lageplan 



                                                                    Carmen Jürgens 
                                                                                                            
                                                                        26180 Rastede 

Braker Chaussee 245 

SPD-Fraktion                                                Tel.: 04402/4602 
im Gemeinderat Rastede                                                  carmen.juergens@ewetel.net 

 
 
                                                                          Rastede, den 19.09.2007 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Decker, 
 
nachfolgenden Antrag übersende ich hiermit im Namen der SPD-Fraktion im Rat der 
Gemeinde Rastede zur Bearbeitung in den zuständigen Gremien. 
 
 
Antrag 
 
Die Gemeinde Rastede möge den namenlosen Sandweg, parallel zur Straße  
„Am Denkmal“ im Ortsteil Loy, als ausschließlichen Fuß- und Radweg ausweisen und die 
entsprechenden Maßnahmen dazu veranlassen. 
 
Begründung: 
 
Anwohner der Straße „Sandkuhlenweg“ in Loy haben mich vermehrt angesprochen und 
dargestellt, dass der namenlose Sandweg der sich von der Straße „Am Denkmal“ gabelt, 
immer wieder mit lauten Traktoren befahren wird, welche die ohnehin im schlechten Zustand 
befindliche Straße aufwühlen und zudem Pkws mit hoher Geschwindigkeit dort entlang rasen 
und ebenfalls Staub aufwirbeln. Besonders an wärmeren Tagen legt sich dieser trockene 
Sandstaub auf die Gartenmöbel, die Terrassen, Fenster- und Fensterbänke der Anwohner und 
die draußen hängende Wäsche nieder.  
Dies verhindert somit häufig auch einen erträglichen Aufenthalt im eigenen Garten und 
schränkt so, aus meiner Sicht, auch die Wohn- und Lebensqualität der betroffenen Anlieger 
maßgeblich ein.  
Daher beantragt die SPD-Fraktion, den oben genannten Sandweg durch zwei rot-weiße Pfeiler 
für Pkw zu sperren und den Weg nur noch als Fuß- und Radweg freizugeben und mit 
entsprechenden Schildern auszuweisen. Durch die Straße „Am Denkmal“ ist dieser Weg 
ohnehin entbehrlich und das Problem könnte damit mit wenig Aufwand und ohne Nachteile 
gelöst werden.  
Eine Alternative dazu wäre, diesen Weg und die Straße „Am Denkmal“ mit einer Teerdecke 
zu versehen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Carmen Jürgens 
 -Ratsmitglied- 
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 Gemeinde Rastede 
 Der Bürgermeister 

 
B e s c h l u s s v o r l a g e  

 
Vorlage-Nr.: 2007/284 
freigegeben am 27.12.2007 
 
GB 3 Datum: 27.12.2007 
Sachbearbeiter/in: Herr Hans-Hermann Ammermann  
 
Aufstellsysteme für Veranstaltungstafeln 
 
 
Beratungsfolge: 
Status Datum Gremium
Ö 14.01.2008 Ausschuss für Bau, Planung, Umwelt und Straßen 
N 22.01.2008 Verwaltungsausschuss 
 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Aufstellsysteme für Veranstaltungstafeln sind mindestens an folgenden Standorten zu 
installieren: 
 

• Raiffeisenstraße gegenüber Hostemoster Straße/Pantinenweg 
• Wilhelmshavener Straße/Lehmder Straße 
• Oldenburger Straße Höhe Pumpwerk Auf der Raade 
• Oldenburger Straße gegenüber Lindenstraße 
• Oldenburger Straße/Schulstraße 
• B 211 Höhe Haltestelle Landesfeuerwehrschule 

 
 
Sach- und Rechtslage:
 
Mit Beschluss des Verwaltungsausschusses vom 01.11.2005 (Vorlage 2005/227) wurde das 
Plakatieren im Gemeindegebiet Rastedes auf die hierfür vorgesehenen Tafeln an den Ortsein-
gängen beschränkt. Dieses Verfahren hat sich auf das Ortsbild Rastedes positiv ausgewirkt 
und schon zu vergleichbaren Denkanstößen in den Nachbargemeinden geführt. 
 
Trotz der Nutzungsmöglichkeit der Veranstaltungstafeln und anderer Medien gibt es ins-
besondere für Veranstaltungen lokaler Bedeutung keine ausreichenden Möglichkeiten Hin-
weise zu platzieren. Insbesondere außerhalb des Hauptortes Rastede fehlen diese Hinweis-
tafeln und haben in der Vergangenheit zu einer ungeordneten Werbung, zum Teil auf Privat-
grundstücken, geführt. 
 
Festzustellen ist, dass auf den bestehenden Veranstaltungstafeln Hinweise ohne zusätzliche 
Baugenehmigung, unbeschadet privatrechtlicher Genehmigungen, aufgebracht werden 
können. Bei auf Privatgrund installierten Werbetafeln besteht grundsätzlich eine Ge-
nehmigungspflicht, wobei die baurechtlichen Auflagen und Bedingungen sich aus dem 
Planungsrecht ableiten und auch zur Ablehnung führen können. 



 
Aus den vorgenannten Gründen, die auch im Antrag der SPD-Fraktion dargestellt sind, soll 
durch die Residenzort Rastede GmbH ein Aufstellsystem installiert werden. In der Anlage 
sind die vorgesehenen 7 Standorte dargestellt. Die hierfür notwendige Genehmigungsfähig-
keit wurde noch nicht geprüft, da die Standortbedingungen der einzelnen Systeme sehr unter-
schiedlich sind. Von der Aufstellung an klassifizierten Straßen innerhalb der Ortsdurchfahrt 
bis hin zur Aufstellung an der freien Strecke sind alle Standorte individuell zu prüfen. Dieses 
Verfahren würde erst nach einem möglichen Aufstellungsbeschluss begonnen werden. 
 
Trotz der Aufstellsysteme an den 7 vorgesehenen Standorten in den Orten Hahn-Lehmden, 
Rastede, Loy und Wahnbek wird nicht auf jede Veranstaltung hingewiesen werden können. 
Eine höhere Nutzbarkeit der Aufstellsysteme ist durch die Bestückung mit bis zu 2 Ver-
anstaltungen auf der Vorder- und Rückseite gegeben. 
 
Die Aufstellsysteme sollen entsprechend der Anlage gestaltet werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Die Aufwendungen betragen insgesamt rd. 28.000,- €. Haushaltsmittel bei der Gemeinde bzw. 
im Wirtschaftsplan der Residenzort GmbH sind für 2008 nicht vorhanden und müssen ggfls. 
außerplanmäßig zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die Verwaltungskosten für die Bestückung der Tafeln schlägt mit durchschnittlich 500,- € 
p.A. zu Buche. 
 
 
Anlagen:
 
1. SPD-Antrag 
2. Darstellung der Aufstellsysteme sowie Plan mit Aufstellstandorten 
 



SPD-Fraktion im Rat der Gemeinde Rastede 
 26180 Rastede, 04.09.2007 

Monika Sager-Gertje 
  Spechtstr. 1a 

   04402 / 70032 
 E-Mail: monika.sager-gertje@ewetel.net

 

Monika Sager-Gertje, Spechstr. 1a, 26180 Rastede 

 
Gemeinde Rastede 
Herrn Bürgermeister Dieter Decker 
Sophienstr. 27 
 
26180 Rastede 
 
 
 
Werbetafeln für örtliche Veranstaltungen 
 
 
Sehr geehrter Herr Decker, 
 
bisher war es übliche Praxis, dass örtliche Vereine mittels selbst aufgestellter, ortsgebundener 
Werbetafeln auf ihre Veranstaltungen hinweisen bzw. für sie werben konnten. So z.B. werben 
die Schützenvereine jeweils an den Ortsein- und ausgängen für ihre Schützenfeste, das DRK 
für den Tag der offenen Tür, die Feuerwehren für Jubiläen usw.. 
 
Nunmehr soll diese Art der Werbung für örtliche Veranstaltungen unzulässig sein, da 
einschlägige Bauvorschriften dem entgegenstehen. 
 
Eine Rücksprache unsererseits mit der Baugenehmigungsbehörde ergab, dass diese Aussage 
zunächst so pauschal nicht haltbar ist. Es ist danach individuell zu klären, ob eine Werbetafel 
an dem geplanten Aufstellstandort nach § 49 NBauO zulässig ist. Dieses ist abhängig davon, 
wie der jeweilige Bereich ausgewiesen ist (Bplan, 34-Gebiet, Außenbereich usw.). Erst wenn 
hiernach die Zulässigkeit gegeben ist, stellt sich die Frage, ob die Werbetafel der 
Baugenehmigungspflicht nach § 69 NBauO unterliegt oder unter die Ziffern 10.1 oder 10.3 des 
Anhanges zu § 69 NBauO fällt und damit genehmigungsfrei ist.  
 
In Anbetracht der Tatsache, dass es für die örtlichen Vereine teilweise von existenzieller 
Wichtigkeit ist, für ihre Veranstaltungen zeitlich begrenzt angemessen zu werben, beantragen 
wir, möglichst umgehend mit den betreffenden Vereinen und in Absprache mit dem Landkreis 
Ammerland als Baugenehmigungsbehörde eine praktikable Lösung zu finden. 
 
Darüber hinaus beantragen wir - nach Beratung in den zuständigen Gremien -, den örtlichen 
Vereinen an den jeweiligen Ortsein- und ausgängen sowie an markanten Stellen innerhalb der 
Gemeinde Werbetafeln, analog zu denen der Rasteder Veranstaltungen (Landesturnier, 
Musiktage, Geflügelzüchter etc.), zur Verfügung zu stellen. Sofern die Tafeln nicht für örtliche 
Veranstaltungen genutzt werden, könnten diese dann zusätzlich als Werbefläche für Rasteder 
Großveranstaltungen dienen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
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